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das Staatssekretariat im Bundesministerium fur Soziale Sicherheit und Generationen 
das Bundesministerium für Finanzen 
das Staatssekretariat im Bundesministerium fur Finanzen 
das Bundesministerium für öffentliche Leistung und Sport 
das Bundesministerium für öffentliche Leistung und Sport, 

Zentrale Personalkoordination 
das Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft 
das Bundesministerium für Soziale Sicherheit und Generationen 

(Geschäftsruhrung des Familienpolitischen Beirates) 
den Rechnungshof 
die Volksanwaltschaft, Singerstraße 17, 1010 Wien 

das Amt der Burgenländischen Landesregierung 
das Amt der Kärntner Landesregierung 
das Amt der Niederösterreichischen Landesregierung 
das Amt der Oberösterreichischen Landesregierung 
das Amt der Salzburger Landesregierung 
das Amt der Steiermärkischen Landesregierung 
das Amt der Tiroler Landesregierung 
das Amt der Vorarlberger Landesregierung 
das Amt der Wiener Landesregierung 
das Amt der Wiener Landesregierung - Städtische Schulverwaltung - MA 56 

die Verbindungsstelle der österreichischen Bundesländer 
beim Amt der Niederösterreichischen Landesregierung 
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den Landesschulrat fur das Burgenland 
den Landesschulrat fur Kärnten 
den Landesschulrat fur Niederösterreich 
den Landesschulrat fur Oberösterreich 
den Landesschulrat fur Salzburg 
den Landesschulrat fur Steiermark 
den Landesschulrat fur Tiro. 
den Landesschulrat fur Vorarlberg 
den Stadtschulrat fur Wien 

den Österreichischen Gemeindebund 
Löwelstraße 6, 1010 Wien 

den Österreichischen Städtebund 
Rathaus, 1010 Wien 

das Präsidium der Finanzprokuratur 
Singerstraße 17-19,1011 Wien 

die Wirtschaftskammer Österreich 
Wiedner Hauptstraße 63, 1045 Wien 

die Bundesarbeitskammer 
Prinz Eugen-Straße 20-22, 1040 Wien 

2 

die Kammer rur Arbeiter und Angestellte Wien 
Abteilung Schul- und HochschulpolitikiBildungszentrum 
z.H. Frau Mag. lnge KAIZAR 
Theresianumgasse ] 6-] 8, 1040 Wien .. 

die Präsidentenkonferenz der Landwirtschaftskammern Osterreichs 
Löwelstraße 16, 1010 Wien 

den Österreichischen Landarbeiterkammertag 
Marco d'Avianogasse 1, Postfach 258, 1010 Wien 

den Österreichischen Gewerkschaftsbund 
Hohenstaufeng~sse 10-12, 1010 Wien 

die Gewerkschaft Offentlicher Dienst 
Teinfaltstraße 7, 10 10 Wien 

die Gewerkschaft Öffentlicher Dienst - Bundessektion Pflichtschullehrer 
\Vipplingerstraße 35/111, 1010 Wien 

die Gewerkschaft Offentlicher Dienst - Bundessektion Höhere Schule 
Lackierergasse}, 1090 Wien 

die Gewerkschaft Offentlicher Dienst - Bundessektion Berufsschullehrer 
WipplingerstraJ?e 35, 1010 Wien 

die Gewerkschaft Offentlicher Dienst - Bundessektion Lehrer an berufsbildenden 
mittleren und höheren Schulen 
Bankgasse 9, 1010 Wien 

die Gewerkschaft öffentlicher Dienst - Bundessektion Landwirtschaftslehrer 
Wipplingerstraße 35, 1010 Wien 

den Zentralausschuss beim Bundesministerium für Bildung, 
Wissenschaft und Kultur fur die Bundeslehrer 
an allgemeinbildenden Schulen und die Bundeserzieher an 
Schüler heimen, die ausschließlich oder vorwiegend fur 
Schüler dieser Schulen bestimmt sind 
Herrengasse 14/3. Stock, 1014 Wien 

den Zentralausschuss beim Bundesministerium für Bildung, 
Wissenschaft und Kultur fur die Bundeslehrer an 
berufsbildenden Schulen und Anstalten der Lehrerbildung 
und der Erzieherbildung mit Ausnahme der lit.c und die 
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Bundeserzieher an Schülerheimen, die ausschließlich 
oder vorwiegend rur Schüler dieser Schulen bestimmt sind 
Bankgasse 9, 1010 Wien 

den Zentralausschuss beim Bundesministerium rur Bildung, 
Wissenschaft und Kultur fur die Bundeslehrer an 
Pädagogischen Akademien, Berufspädagogischen Akademien, 
Pädagogischen Instituten, land- und forstwirtschaftlichen 
Berufspädagogischen Akademien und Berufspädagogischen 
Instituten nach dem Land- und forstwirtschaftlichen 
Bundesschulgesetz, sowie an Religionspädagogischen 
Akademien und Religionspädagogischen Instituten im Sinne 
des § 14 Abs. 2 des Privatschulgesetzes 
Hoher Markt 4/2b, 1010 Wien 

den Zentralausschuss beim Bundesministerium fiir Land- und 
Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft fur die 
Bundeslehrer an höheren land- und forstwirtschaftlichen Lehranstalten 
z.H. ADir. Ing. Bernhard LECHNER 
Stubenring 1, 1010 Wien 

das Sekretariat der Österreichischen Bischofskonferenz 
Rotenturmstraße 2, 1010 Wien 

den Evangelischen Oberkirchenrat A. und H.B. 
Severin Schreiber-Gasse 3, 1180 Wien 

die Altkatholische Kirche Österreichs 
Schottenring 17, 1010 Wien 

die Israelitische Kultusgemeinde 
Seitenstettengasse 4, Postfach 145, 1010 Wien _ 

den Präsident der Islamischen Glaubensgemeinschaft Osterreichs 
z.H. Herrn Prof Anas SCHAKFEH 
Bernhardgasse 5, 1070 Wien 

den Österreichischen Bundesjugendring 
Praterstraße 70/13, 1020 Wien 

den Bundesverband d~r Elternvereinigungen an höheren und 
mittleren Schulen Osterreichs 
z.H. Frau Helga SCHWEIGHOFER 
Rosittengasse 4a, 5020 Salzburg .. 

den Hauptverband katholischer Elternvereine Osterreichs 
Laudongasse 16, 1080 Wien 

den Verband der Elternvereine an den höheren Schulen Wiens 
z.H. Frau Dr. Christine KRA W ARIK 
Friedlgasse 53/4, 1190 Wien 

den Österreichischen Verband der Elternvereine an den öffentlichen Pflichtschulen 
Dr. Kar1 Renner-Ring 1, 1010 Wien 

den Freiheitlichen Familienverband 
Tigergasse 6, 1080 Wien 

den Osterreichischen Familienbund 
Maria Theresia-Straße 12, 3100 St. Pölten 

den Katholischen Familienverband Österreichs 
Spiegelgasse 3, 1010 Wien .. 

die Bundesorganisation der Kinderfreunde Osterreichs 
Rauhensteingasse 5, 1011 Wien 

die Bundesschülervertretung 
p.A. Abt. V/2d 
Minoritenplatz 5, 1014 Wien 
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Das Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft und Kultur übermittelt in der Anlage den 
Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das Schulorganisationsgesetz geändert wird, mit dem 
Ersuchen um Stellungnahme in zweifacher Ausfertigung bzw. per E-Mail an die Adresse 
begutachtung@bmbwk.gy.at bis längstens 

7. Juni 2002. 

Sollte bis zu diesem Zeitpunkt keine Stellungnahme eingelangt sein, so wird Bedenkenfreiheit an­
genommen. 

Gleichzeitig wird ersucht, 25 Ausfertigungen der Stellungnahme dem Präsidium des Nationalrates 
zuzuleiten sowie den Text der Stellungnahme per E-Mail an die Adresse ,,Begutachtungsver­
fahren@parlincom.gv.at" zu senden. 

Gegenständlicher Gesetzesentwurfwird den gegenbeteiligten Gebietskörperschaften unter Hinweis 
auf die Vereinbarung zwischen dem Bund, den Ländern und den Gemeinden über einen Konsulta­
tionsmechanismus und einen künftigen Stabilitätspakt der Gebietskörperschaften, BGBl. I 
Nr. 35/1999, zur allfälligen Stellungnahme binnen vier Wochen ab Zustellung übermittelt. 

Beilage 

F.d~.d.A.: 
~~ 

Wien, 30. April 2002 
Die Bundesministerin: 

GEHRER 
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Entwurf 

xxx. Bundesgesetz, mit dem das Schulorganisationsgesetz geändert wird 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Das Schulorganisationsgesetz. BGBl, Nr.2.t2/1962. zuletzt geändert durch das Bundcsgeseti'. 
BGBI. I Nr, 77/2001. wird wie folgt geändert: 

I. In § 16 Abs. J Z J wird nach der Wendung "Physik und Chemie" die Wendung .. lnformations- und 
Kommunikationstechnologie " eingefügt, 

2 § 16 Abs. 3 entfällt. 

3. (Grul1dsatzhestil1ll1lung) 1m § 18 Ahs. 3 wird nach dem ersten Satzfolgender Satz eingefügt . 

.. Die Landesgesetzgebung kann andere Formen der Differenzierung unter Bedachtnahme auf Leistungs­
gruppen \'orsehen: sofern die Entscheidung über die Form der Differenzierung nach Leistungsgntppen an 
die Schule übertragen wird. ist die Zuständigkeit des Schulforums festzulegen." 

./. Dem § 28 wirdfolgender Ahs . ./ angefügt . 

.. (.t) Unter Beachtung des Prinzips der sozialen Integration ist Schülern mit sonderpädagogischem 
Färderbcdarf eine der Aufgabe der Förderschule entsprechende Bildung zu yennittcln. wobei entspre­
chend den Lern\'oraussetzungen des Schülers die Unterrichtsziele in der Pol~1echnischen Schule an7.\1-
streben sind." 

5. § 29 Abs. 2 lautet: 

.. (2) Für Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf findet der Lehrplan der Pol)1echnischen 
Schule insoweit Anwendung. als envartet werden kann. dass ohne Überforderung die Bildungs- lind 
Lehraufgabe des betreffenden Unterrichtsgegenstandes grundsätzlich erreicht wird: im Übrigen findet der 
der Behinderung entsprechende Lehrplan der Förderschule Anwendung. Für körperbehinderte und sin­
nesbehinderte Schüler hat die Schulbehörde erster Instanz untcr Bedachtnalune auf dic Bchinderung und 
die Förderungsmöglichkeiten sowie die grundsätzliche Erfüllung der Aufgabe der Polytechnischen Schule 
(§ 28) Abweichungcn ,"om Lcluplan festzulegen." 

6. rGrul1dsatzbestil1ll1lung) Dem § 30 Abs. 3 wird folgender Satz angefügt: 

.. Die Zusammenfassung in Schülergruppen kann bei einem gemeinsamen Unterricht yon Schülcm lnit 
und Schülern ohne sonderpädagogischem Förderbedarf entfallen." 

7. (Grundsalzbesfin1l11lIl1g) In § 30 wird nach Abs. 3folgender Abs. 3a eingejiigt: 

.. (3a) Zur Ermöglichung eines zeitweisen gemeinsamen Unterrichtcs \,on nicht behinderten Schülern 
und Schülern mit sonderpädagogischem Förderbedarf können zeitweise Klassen der Poly1echnischen 
Schule und Förderschulklasscn gemeinsam geführt werden." 

8. ((irundsalzhesti11l111llI7g) §; 32.·1hs. 1 lautet. 

.. ( 1) Der Unterricht in den Klassen der Pol~1echnischen Schule ist durch Fachlehrer zn erteilen. Fiir 
den Unterricht ,"on Schülern mit sonderpädagogischem Förderbedarf sind entsprechend ausgebildete 
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Lehrer zusätzlich einzusetzen; für einzelne Unterrichtsgegenstände dürfen mit ihrer Zustimmung auch 
Lehrer eingesetzt werden, die keine besondere Ausbildung zur sonderpädagogischen Förderung besitzen." 

9. (Grundsatzbestimmung) Dem § 33 wird angeftJgt: 

"Die Ausführungsgesetzgebung hat zu bestimmen, unter welchen Voraussetzungen und in welchem 
Ausmaß die K.lassenschülerhöchstzahl für Klassen, in denen sich Schüler mit sonderpädagogischem För­
derbedarf befinden, niedriger als 30 ist. Dabei ist auf die Anzahl der Schüler mit sonderpädagogischem 
Förderbedarf, die Art Wld das Ausmaß der Behinderung so\\ie das Ausmaß des zusätzlichen Lehrerein­
satzes Rücksicht zu nehmen." 

10. § 36 lautet: 

,,§ 36. Folgende Formen der allgemein bildenden höheren Schulen - abgesehen von den Sonderfor­
men (§ 37) - kommen in Betracht: 

1. mit Unter- Wld Oberstufe: 
a) das Gymnasium mit spezifisch sprachlich-geisteswissenschaftlichen Wld hmnanistischen Bil­

dungsinhalten, 
b) das Realgymnasium mit spezifisch naturwissenschaftlich-mathematisch und sprachlich­

kreativen BildWlgsinhalten, 
c) das Wirtschaftskundliche Realgymnasium mit spezifisch ökonomisch-lebenskWldlichen (ein­

schließlich fachpraktischen) und sprachlich-kreativen Bildungsinhalten~ 
2. nur mit Oberstufe: das Oberstufenrealgymnasium mit spezifisch sprachlichen, naturwissen­

schaftlichen und musisch-kreativen Bildungsinhalten. " 

ll. § 39 Abs. 1 lautet: 

,,(1) In den Lehrplänen (§ 6) der allgemein bildenden höheren Schulen sind als Pflichtgegenstände 
vorzusehen: Religion,. Deutsch. eine lebende Fremdsprache, Latein (jedenfalls im Gymnasium), eine 
weitere Fremdsprache, Geschichte Wld SozialkWlde, Geschichte und Politische Bildung, Geografie und 
Wirtschaftskunde, Mathematik, Biologie und Umweltkunde, Physik, Chemie, Psychologie und Philoso­
phie, Informations- und Kommunikationstechnologie, Musikerziehung, Bildnerische Erziehung, Techni­
sches Werken, Tex'tiles Werken, Bewegung und Sport, ferner die fiir die einzelnen Fonnen der allgemein 
bildenden höheren Schulen im Hinblick auf deren spezifische Bildungsinhalte (§ 36) erforderlichen 
Pflichtgegenstände. " 

12. § 39 Abs. 2 lautet: 

,,(2) In den Lehrplänen aller Fonnen der Oberstufe sind in der 6. bis 8. Klasse Wahlpflichtgegen­
stände als alternative Pflichtgegenstände in einen solchen Stundenausmaß vorzusehen, dass unter Einbe­
ziehung der sonstigen Pflichtgegenstände das Gesamtstundenausmaß der Pflichtgegenstände in der Ober­
stufe fiir alle Schüler gleich ist. Die Wahlpflichtgegenstände dienen der Ergänzung, Erweiterung oder 
Vertiefung der im § 36 angefiihrten spezifischen Bildungsinhalte der einzelnen Formen der allgemein 
bildenden höheren Schulen." 

13. Die bisherigen Abs. 1 abis 5 erhalten die Bezeichnung" (3)" bis "(7) H. 

14. 1m § 39 Abs. 4 tritt an die Stelle des KJammerausdrucks ,,(Abs. 1 Z 3)" der Klammerausdruck 
" (Abs. 2)". 

15. (Verfassungsbestimmung) In allen Rechtsvorschriften des Bundes sowie in den diese Rechtsvor­
schriften ausfiJhrenden Rechtsvorschriften der Länder werden die Unterrichtsgegenstandsbezeichnungen 
"Leibesübungen" und" Leibeserziehung" in ihren jeweiligen grammatikalischen Formen durch die Un­
temchtsgegenstandsbezeichnung "Bewegung und Sport" in der jeweils entsprechenden grammatikali­
schen Form ersetzt. 

16. (Verjassungsbestimmung) In allen Rechtsvorschriften des Bundes sowie in den diese Rechtsvor­
schriften ausjUhrenden Rechtsvorschriften der Länder werden die Schulartbezeichnungen "Sonderschu­
le" in ihren jeweiligen grammatikalischen Formen durch die Schulartbezeichnungen "Förderschule" in 
der jeweils entsprechenden grammatikalischen Form ersetzt. 

} 7. 1m § 130 erhält der bisherige Text die Absatzbezeichnung " (I)" und wird folgender Abs. 2 angefügt: 

.,(2) Weiters können Schulen mit schulautonomen Schwerpunkten eine auf die schulautonome 
Schwerpunktsetzung hinweisende Zusatzbezeichnung führen." 
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18. Dem § 131 wird nach Abs. 16 folgender Abs. 17 angefügt: 

,,( 17) Die nachstehenden Bestimmungen dieses Bundesgesetzes in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. Nr. xxxl2002 treten wie folgt in bzw. außer Kraft: 

1. § 28 Abs. 4, § 29 Abs. 2, § 130 Abs. 2 treten mit 1. September 2003 in Kraft, 
2. § 16 Abs. 1 Z 1, § 36, § 39 Abs. 1 und 2, die Umbenennung der Absätze la bis 5 des § 39 und 

§ 39 Abs. 4 treten mit 1. September 2004 in Kraft, 
3. (Verfassungsbestimmung) die Verfassungsbestimmungen betreffend die Um benennung der Un­

terrichtsgegenstandsbezeichnungen "Leibesübungen" und ,,Leibeserziehung" in "Bewegung und 
Sport" und der SchuIartbezeichnung "Sonderschule" in "Förderschule" treten mit 1. September 
2003 in Kraft, 

4. § 131a (ausgenommen Abs. 4) tritt mit Ablauf des Tages der Kundmachung außer Kraft, 
5. § 16 Abs. 3 tritt mit 1. September 2004 außer Kraft 
6. die Grundsatzbestimmungen des § 18 Abs. 3, § 30 Abs. 3 und 3a,. § 32 Abs. 1 und § 33 treten 

gegenüber den Ländern mit 1. Jänner 2003 in Kraft; die Ausführungsbestimmungen sind mit 1. 
September 2003 in Kraft zu setzen, 

7. die Grundsatzbestimmung des § 131a Abs. 4 tritt mit Ablauf des Tages der. Kundmachung außer 
Kraft. 

Verordnungen auf Grund der in Z 2 genannten Bestimmungen können bereits von dem der Kundma­
chung des genannten Bundesgesetzes im Bundesgesetzblatt folgenden Tag erlassen werden; sie dürfen 
frühestens mit 1. September 2004 in Kraft gesetzt werden." 

1 9. (Grundsatzbestimmung hinsichtlich Abs. 4) § 131 a samt Überschrift entfällt. 
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Vorblatt 

Problem: 

I. Die Schulversuche gemäß § 13la des Schulorganisationsgesetzes (Integration von Kindern mit sonder­
pädagogischem Fördetbedarf in der Polytechnischen Schule) sind mit Ende des Schuljahres 
2000/2001 ausgelaufen. Im Schuljahr 200112002 werden sie als Schulversuche gemäß § 7 des 
Schulorganisationsgesetzes geführt. 

2. Der ,,LehIplan 99" (BGBI. II Nr. 133/2000) wird im Schuljahr 200312004 in der 4. Klasse der allge­
mein bildenden höheren Schulen erstmals mngesetzt. Für die Oberstufe der allgemein bildenden hö­
heren Schulen fehlen derzeit entsprechende Lehrpläne, die schulautonome Schwerpunktsetzungen 
ermöglichen; außerdem sind die schulorganisationsgesetzlichen Regelungen für die Lehrpläne äu­
ßerst starr und letztlich autonomiehinderlich. 

3. Die Oberstufe der allgemein bildenden höheren Schulen ist derzeit durch eine Überfülle von Schulver­
suchen gekennzeichnet, die vor allem die notwendige LehIplanautonomie ermöglichen sollen. 

4. In der 5. Schulstufe ist derzeit kein Pflichtgegenstand Informations- und Kommunikationstechnologie 
für alle Schulen vorgesehen. Infonnatik gibt es als unverbindliche Übung in der Hauptschule und als 
Pflichtgegenstand in der 5. Klasse (9. Schulstufe) der allgemein bildenden höheren Schulen. 

5. In der Hauptschule werden die einzelnen Leistungsgruppen (als Leistungsniveau) in der Regel in Form 
eigener Schülergruppen geführt. 

6. Die Schulartbezeichnung "Sonderschule" und die Bezeichnung "Leibesübungen" bzw. ,,Leibeserzie­
hung" entspricht nicht mehr dem aktuellen Stand pädagogischer Begriffsbildung. 

Ziel und Inhalte: 

1. Überfuhrung der Schulversuche zur Integration von Kindern mit sonderpädagogischem Förderbedarf in 
Polytechnischen Schulen in das Regelschulwesen durch Übertragung der Organisationsstrukturen 
der Hauptschule auch auf die Integration von Kindern mit sonderpädagogischem Förderbedarf in der 
Polytechnischen Schule. 

2. Schaffung entsprechender schulorganisationsgesetzlicher Grundlagen fiir eine Lehrplanautonomie in 
der Oberstufe der allgemein bildenden höheren Schulen Die gesetzlichen Regelungen werden in 
teilweiser Analogie zu den Lehrplanbestimmungen der sonstigen Schulen offener und flexibler for­
muliert. 

3. Wie 2. 

4. Einführung des Pflichtgegenstandes Infonnations- und Kommunikationstechnologie in der Haupt-
schule und der allgemeinbildenden höheren Schule. 

5. Flexibilisierung der Leistungsgruppenorganisation in der Hauptschule. 

6. Aktualisierung der Begriffe im Hinblick auf pädagogische Gegebenheiten. 

Alternativen: 

1. Beenden oder Weiterfiihrung der Schulversuche. 

2. Beibehaltung der bisherigen Rechtslage. 

3. Beibehaltung der bisherigen Rechtslage und Weiterfuhrung einer großen Zahl von Schulversuchen. 

4. Beibehaltung der bisherigen Rechtslage. 

5. Beibehaltung der bisherigen Rechtslage. 

6. Beibehaltung der bisherigen Rechtslage. 

Auswirkungen auf den Wirtschaftsstandort Österreich: 

Die Integration von Schülern mit sonderpädagogischem Förderbedarf in der POI)1echnischen Schule so­
wie der Unterricht dieser Schüler nach dem Lehrplan des Berufsvorhereitungsjahres soll zu einer best­
möglichen Vorbereitung fiir das Berufsleben führen, die Eingliederung in die verschiedenen Berufe er­
leichtern und so zu einer Verbesserung der Arbeitsplatzchancen fiir diese Jugendlichen führen. 

Verhältnis zu Rechtsvorscbriften der Europäischen Union: 

Die vorgesehenen Regelungen fallen nicht in den Anwendungsbereich des Rechts der Europäischen Uni­
on. 
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Kosten: 
Ein dem Entwwf entsprechendes Bundesgesetz wird einen gegenüber der derzeitigen Situation geringfii­
gig höheren Planstellenbedarf verursachen. 

Besonderheiten des Normeneugungsverfahrens: 

Die Beschlussfassung über ein dem Entwurf entsprechendes Bundesgesetz im Nationalrat bedarf erhöhter 
Beschlussfassungserfordemisse gemäß Art. 14 Abs. 10 B-VG. 
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Erläuterungen 

Allgemeiner Teil 
Wesentliche Zielsetzungen des Entwurfes: 

1. Integration von Kindern mit sonderpädagogischem Förderbedarf in der Polytechnischen 
Schule: 

Der vorliegende Entwurf sieht die Überfiihrung der Schulversuche zur Integration von Kindern mit son­
deIpädagogischem FördeIbedarf in der Pol}1echnischen Schule in das Regelschulwesen vor. Ziel ist es, 
die Integration im Regelschulwesen in allen Schularten der aIlgemeinbildenen Pflichtschule, somit auch 
in der Pol}1echnischen Schule, zu führen. An der derzeitigen Regelung, wonach allgemein bildende 
Pflichtschulen (mit Ausnahme der Sonderschule - vergleiche § 32 Abs. 2 des Schulunterrichtsgesetzes) 
höchstens zehn Schuljahre lang besucht werden können, soll festgehalten werden (siehe dazu die im Ent­
wurf vorliegende Novelle zum Schulpflichtgesetz 1985). 

Derzeit sind die schulorganisatorischen Voraussetzungen für einen gemeinsamen (integrativen) Schulbe­
such von Kindern mit und ohne sonderpädagogischen Förderbedarf eingeschränkt, dh. als Regelschul­
fonn nur bis zur achten Schulstufe möglich. Für den Schulbesuch nach der achten Schulstufe stehen daher 
den Erziehungsberechtigten von Schülern mit Behinderungen bisher nur die Fonnen der Sonderschule 
(einschließlich des Berufsvorbereitungsjahres) bzw. Schulversuche an der Pol)1echnischen Schule zur 
Verfügung. 

Die vorgesehenen Regelungen sowie die beabsichtigte Neugestaltung der §§ 18 und 19 des Schulpflicht­
gesetzes 1985 sollen größtmögliche Flexibilität bei der Organisation des Schulbesuches für Kinder mit 
sonderpädagogischem Förderbedarf an der Sonderschule, der Hauptschule und der Pol}1echnischen 
Schule schaffen. Dadurch soll sichergestel1t werden, dass jedes Kind am Ende der allgemeinen Schul­
pflicht berufsvorbereitende und berufsorientierende Inhalte erhalten hat und auf den Eintritt in das Ar­
beitsleben voIbereitet wurde. 

2. Neuprofilierung der gymnasialen Formen und Einführnng der Autonomie für die Oberstufe 
der allgemein bildenden höheren Schulen 

Die das österreichische Bildungssystem kennzeichnende spezifische breite Allgemeinbildung als beson­
deres Merkmal der allgemein bildenden höheren Schulen muss gesichert bleiben. 

Unter Berücksichtigung dieser Ausgangslage {'ordert der ,,Lehrplan 99" (BGBl. n 13312000) für die 
Schulen der Sekundarstufe I iVm der bereits in der Unterstufe der allgemein bildenden höheren Schulen 
realisierten Möglichkeit schulautonomer Profilbildungen die Sicherung der oben angesprochenen breiten 
Allgemeinbildung. Allerdings sind aufgrund gegebener schulorganisationsgesetzlicher Strukturen die 
Oberstufenlehrpläne so verfasst, dass den Schulen - es sei denn sie weichen auf die Rechtsfonn der 
Schulversuche aus - keine Freiräume für schulautonome SchweIpunktsetzungen eingeräumt sind. Das ist 
u.a. auch der Grund, dass in Abweichung von den zwingenden Vorgaben der geltenden Lehrpläne in 
hohem Maße Schulversuche gefiihrt werden, um überhaupt autonome Freiräume mit gezielten aktuellen 
Bildungsinhalten anbieten oder spezielle SchweIpunkte - etwa im naturwissenschaftlich-technischen 
Bereich oder im Bereich der Informations- und Kommunikationstechnologie - setzen zu können. 

Durch die Änderung der gesetzlichen Vorgaben für die Erlassung der Lehrplanverordnung in Richtung 
von größerer Flexibilität und mehr Offenheit (siehe den Besonderen Teil der Erläuterungen zu § 39) wer­
den neue Oberstufenlelupläne erlassen werden können, die zwei Zielsetzungen verwirklichen sollen: 

I. Autonomisierung der Oberstufe und 

2. typenspezifische SchweIpunktsetzungen. 

Dies soll - so wie schon im bewährter Weise für die Unterstufe vorgesehen - durch qualifizierten Mehr­
heitsbeschluss im Schulgemeinschaftsausschuss realisiert werden können. Die gesetzlichen Grundlagen 
hiefür sind § 6 Abs. 1 und 3 SchOG iVm § 64 Abs. 2 litj SchUG. 

So ennöglicht diese Novelle des Schulorganisationsgesetzes die pädagogisch konsequente Fortführung 
der Lehrplanautonomie in der Oberstufe und wird den überwiegenden Teil der Schulversuche obsolet 
werden lassen. Dies bringt letztlich eine wesentliche Weiterentwicklung jener Schulformen, deren beson­
dere Zielsetzung darin besteht den Schülern eine umfassende und vertiefte Allgemeinbildung zu vennit­
tein und sie zugleich zur Universitätsreife zu fuhren. 
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3. Pflichtgegenstand Infonnations- und Kommunikationstechnologie 

In den Leitvorstellungen des ,.Lehrplans 99" (BGBl. n Nr. 13312(00) wird ausgefUlut: "Innovative Tecb­
nologien in der Information und Kommunikation sowie die Massenmedien dringen immer stäIker in alle 
Lebensbereiche vor. Besonders Multimedia und Telekommunikation sind zu Bestimmungsfaktoren für 
die sich fortentwickelnde Infonnationsgesellschaft worden. Im Rahmen des Unterrichts ist diesen En1-
\\<icklungen Reclmung zu tragen Wld das didaktische Potenzial der Infonnationsteclmologien bei gleich­
zeitiger kritischer rationaler Auseinandersetzung mit deren Wirkungsmechanismen in Wirtschaft und 
Gesellschaft nutzbar zu machen. 

Den Schülerinnen Wld Schülern sind relevante Erfahnmgsräume zu eröffnen Wld geeignete Methoden für 
eine ge zielte Auswahl aus computergestützten Informations- und Wissensquellen zur VerfUgoog zu stel­
len." Diese Schulorganisationsgesetznovelle schafft daher die GrWldlage Informations- Wld Kommunika­
tionstechnologie in der Hauptschule und den allgemein bildenden höheren Schulen als Pflichtgegenstand 
in der LehrplanverordnWlg vorzusehen Wld zwar in konsequenter Umsetzung dieser Leitvorstellung. 

4. Umbenennung des Unterrichtsgegenstandes Leibesübungen bzw. Leibeserziehung und der 
Schulart Sonderschule: 

Die derzeitige Benennung des Unterrichtsgegenstandes Leibesübungen bzw. Leibeserziehung stellt einen 
fachdidaktisch veralteten Begriff dar; die neue BezeichnWlg soll als Zeichen der Wirlrung dieses Unter­
richtsgegenstandes auch über die Schule und die Schulzeit hinaus gesehen werden. 

Schon in derzeitigen gesetzlichen Definition der Aufgabe der Sonderschule ist der Gesichtspunkt der 
FördefWlg der physisch oder psychisch behinderten Kinder ausdrücklich hervorgehoben; dies soll nWl­
mehr auch in der Schulbezeichnung direkt erkennbar sein. 

5. Kosten: 

1. Die Neufassung der schulorganisatorischen LehrplanbestimmWtgen (§ 39 SchOG) soll die GrWldla­
ge dafiir bilden auch in der Oberstufe der allgemein bildenden höheren Schulen die bereits in der 
Unterstufe eingefiihrte Lehrplanautonomie ab dem Schuljahr 2004/2005 zu ermöglichen; dies setzt 
eine bis zu diesem Zeitpunkt zu erlassende Lehrplanverordnung voraus. 

Die für diese "Autonomie - Lehrplannovelle" angestellten PlaDWlgen gehen - so wie die bisher in 
diesem Bereich durchgeführten Schulversuche - von einer strikten Kostenneutralität aus. Es soll 
nämlich die Gesamtstundenzahl für die Oberstufe wie bisher 138 Stunden betragen, wobei inhaltlich 
festzustellen ist, dass die Anpassung der Lehrplaninhalte an aktuelle didaktische Gegebenheiten kei­
ne Mehr- bzw. Folgekosten verursachen wird. 

2. Informations- und KommWlikationsteclmologie (IKn 

Vorweg wird bemerkt, dass die Einfiihrung dieses Pflichtgegenstandes durch die NovelliefWlg der 
Lehrplanverordnung, BGBl. II Nr. 133/2000, bewirkt werden wird, die mit 1. September 2004 in 
Kraft treten soll. Die vorliegende NovelliefWlg des Schulorganisationsgesetzes ist daher nicht un­
mittelbar Anlass für die durch diesen neuen Pflichtgegenstand hervorgerufenen Ausgaben beim Per­
sonal- Wld Sachaufwand. 

Zur Berechnungsmethode wird bemerkt, dass die tabellarischen Angaben in € erfolgen, wohingegen 
die der Tabelle vorangehenden Berechnungen aufgfWld der VerordnWlg des B:M.Fin in ATS erfolgen 
mussten. 

2.1. 1. Klasse der allgemein bildenden höheren Schulen 

Bei der Einfühnmg von IKT ab dem Schuljahr 2004/2005 werden der BerechnWlg 2.021 1. Klassen 
(Basis Schuljahr 2000nOOI) zugrWldegelegt: 

IKT soll im Ausmaß von 1 Wochenstunde unterrichtet werden; Diese 1 Wochenstunde soll von 
Deutsch herangezogen werden. IK.T erfordert eine GruppenteilWlg bei Erreichen einer Schülerzahl 
von 15 (dies soll durch eine erforderliche NovellieIWlg der EröffnWlgs- und Teilungszahlenverord­
nWlg erfolgen). Der Pflichtgegenstand IKT gefülut in 2 Schülergruppen ergibt aufgrund der Einstu­
fung dieses Pflichtgegenstandes in die Lehrverpflichtungsgruppe III 2,1 Werteinheiten pro Klasse. 
Der Aufwand für eine LI-LehrerstWlde ergibt S 38.900,- was für 2,1 Werteinheiten als Summe 
S 81.690,-- ergibt. 

Für eine Unterrichtsstunde Deutsch (Lehrverpflichtungsgruppe I = 1,167 Werteinheiten) ist 
S 45.396,- zu veranschlagen; dieser Betrag ist vom Summenbetrag für 2,1 Werteinheiten für IKT 
(S 81.690,--) in Abzug zu bringen: das ergibt S 36.293,-. Für 1.021 1. Klassen ergibt dies einen 
rechnerischen Betrag von S 3,705.586,-. 
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Unter Annahme einer gleich bleibenden Anzahl von zu eröffnenden ersten Klassen der ARS und 
unter Berücksichtigung der beabsichtigten Einführung des Pflichtgegenstandes IKT mit 
I. September 2004 ergibt sich folgendes Bild an Ausgaben bzw. Kosten ab dem Schuljahr 
200412005. 

Im Hinblick darauf, dass in vielen Unterstufenklassen IKT bereits derzeit als schulautonomer 
Pflichtgegenstand geftihrt wird, kann weiters davon ausgegangen werden, dass - rechnerisch - dieses 
Angebot auf die Hälfte der 1. Klassen umlegbar ist. Dadurch reduzieren sich die Ausgaben auf 
S 1,85 Mio. Hinzu kommt der durch den Pflichtgegenstand IKT sich ergebende Wegfall der Ein­
stiegsphase zur Integration von informations- und kommunikationstechnischer Grundbildung in der 
3. Klasse des Gymnasiums, des Wirtschaftskundlichen Realgymnasimns (in Deutsch, Lebender 
Fremdsprache und Mathematik) und des Realgymnasiums (in Deutsch, Lebende Fremdsprache, 
Mathematik und Geometrisches Zeichnen), sodass, der noch verbleibende Mehraufwand durch die­
sen Wegfall weitgehend ausgeglichen wird. 

Bezüglich der Raum- und Ausstattungserfordemisse ist festzustellen, dass die entsprechend ausge­
statteten Sonderuntemchtsräume ausreichende Kapazitätsreserven aufweisen. 

2.2. I. Klasse der Hauptschule 

Es ist von einer Klassenzahl von 2.733 (Schuljahr 2000/2001) auszugehen. 

IKT soll wie in der 1. Klasse ARS ebenfalls in zwei Schülergruppen gefiihrt werden. Die "Jahres­
werteinheit" eines L21L3 Lehrers beträgt S 32.000,-. Bei zwei Schülergruppen wären das 
S 64.000,- pro Schuljahr und Klasse. Da diese 1 Wochenstunde flir IKT durch 1 Wochenstunde 
Deutsch "aufgebracht" werden soll und infolge des leistungsdifferenzierten Unterrichts in Deutsch 
bei 2 Klassen 3 Gruppen geführt werden, ergibt sich für IKT ein Mehraufwand für eine Klasse pro 
Schuljahr im Ausmaß von S 16.000,--. Bei 2.733 Klassen entspricht dies S 43,728.000,-. 

Bei der Berechnung des Mehraufwandes ist jedoch zu berücksichtigen, dass an 70 % aller Haupt­
schulen Informatik insbesondere als unverbindliche Übung bereits unterrichtet wird. Ein tatsächli­
cher Mehraufwand entsteht daher lediglich an 30 % der Klasse~ dies ergibt S 13,118.400,- bzw. 
einen Mehraufwand an ca. 20 Planstellen. 

···.····.rh .. ;.··············:;.;(· .... " : .. , .... ·.· ... · .. ;r, .. ···· ";,l •• < ..•.•.. ;; ................ J." ••• .l ........... ;. I 
200412005 0.32 0,41 

2005/2006 0,95 1,24 

200612007 0,95 1,24 

200712008 0,95 1,24 

Die Raum- und Ausstattungssituation an den Hauptschulen wird von der Schulaufsicht in den Län­
dern, die den entsprechenden Überblick haben muss, zwar nicht einheitlich eingeschätzt, aber im­
merhin derart beschrieben, dass an der überwiegenden Zahl der Hauptschulstandorte die räumliche 
Situation und gerätemäßige Ausstattung schon derzeit ausreichend ist bzw. im Hinblick auf die mit 
1. September 2004 wirksam werdende Einführung dieses Pflichtgegenstandes die noch fehlenden 
Voraussetzungen geschaffen werden können. Dies vor allem auch unter Berücksichtigung der Tatsa­
che, dass die Schulerhalter in der Vergangenheit hinsichtlich der EDV-Ausstattung einen hohen 
Standard geschaffen haben. 

6. Kompetenzrechtliche Grundlage: 

Ein dem Entwurf entsprechendes Bundesgesetz gründet sich kompetenzrechtlich auf Art. 14 Abs. 1 B-VG 
und. soweit es Grundsatzbestimmungen aufweist, auf Art. 14 Abs. 3 lit. b B-VG. 
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7. Besondere Beschlussfassungserfordemisse: 

Gemäß Art. 14 Abs. 10 B-VG kann ein dem Entwurf entsprechendes Bundesgesetz als Angelegenheit der 
Schulorganisation vom Nationalrat nur in Anwesentheit von mindestens der Hälfte der Mitglieder und mit 
einer Mehrheit von mindestens zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen beschlossen werden. 

Die auf Grund der grundsatzgesetzlichen Bestimmungen zu erlassenden Ausfiihrungsgesetze der Länder 
sind mit 1. September 2003 in Kraft zu setzen. 

Besonderer Teil 

Zu Z 1 und 2 (§ 16 Abs. 1 Z 1 und Abs. 3): 

Im § 16 Abs. 3 des Schulorganisationsgesetzes findet sich die Anordnung, dass im Lehrplan der Haupt­
schule als unverbindliche Übung eine Einführung in die Informatik vorzusehen ist. In Hinkunft soll der 
PfliChtgegenstand "Infonnations- und Kommunikationstechnologie« für alle Schüler der Hauptschule als 
Pflichtgegenstand vorgesehen werden; dazu ist eine Ergänzung des derzeitigen Pflichtgegenstandskata­
logs des § 16 Abs. 1 Z 1 des Schulorganisationsgesetzes notwendig, um in der Lehrplanverordnung die­
sen Pflichtgegenstand auch vorsehen zu können. Durch diese Maßnahme etübrigt sich aber auch in Hin­
kunft die Füluung der unverbindlichen Übung Einführung in die Informatik in der Hauptschule. 

Zu Z 3 (§ 18 Abs. 3): 

In der Hauptschule sind in den Pflichtgegenständen Deutsch, Lebende Fremdsprache und Mathematik im 
Lehrplan jedenfalls drei Leistungsgruppen im Sinne von unterschiedlichen Leistungsanforderungen (Ni­
veau) vorzusehen. Die Schüler dieser drei Leistungsgruppen sind nach Möglichkeit in eigenen Schüler­
gruppen zu unterrichten. Dies ist eine Frage der äußeren Organisation der Hauptschule und damit eine 
Kompetenz des Landes. In dieser Bestimmung wird nun k1ar gestellt, dass die Landesgesetzgebung im 
Rahmen ihrer Zuständigkeit fur die äußere Organisation der Hauptschulen unter Bedachtnahme auf die 
Beibehaltung der Leistungsgruppen im Sinne von niveaumäßigen Leistungsanforderungen die Leistungs­
differenzierung entweder in Fonn eigener Schülergruppen festlegt oder die Schüler im gesamten Klas­
senverband belässt und die Fonn der "inneren Differenzierung" wählt. Die Schüler sind jedoch im Hin­
blick auf ihre Leistungs- und Lemf'ahigkeit jedenfalls den entsprechenden Leistungsgruppen zuzuordnen, 
von denen die Übertrittsberechtigungen gemäß § 40 SchOG abhängen. 

Zu Z 4 bis 9 (§ 28 Abs. 4, § 29 Abs. 2, § 30 Abs. 3 und 3a, § 32 Abs. 1 und § 33): 

Diese Bestimmungen stellen die eigentliche Überführung der Schulversuche zur Integration von Kindern 
mit sonderpädagogischem Förderbedarf in das Regelschulwesen dar. Es wird dabei der Umsetzungsrah­
men geschaffen, der auch der Hauptschule zur Füluung von Integrationsklassen zur Verfügung steht. 
Ausgegangen wird vom Prinzip der sozialen Integration, wobei Schüler mit sonderpädagogischem För­
derbedarf nach dem Lehrplan der Sonderschule, das ist nunmehr der Lehrplan des neuen Berufsvorberei­
tungsjahres, zu unterrichten sind. Auch die Lehrpläne der Sonderschulen (Berufsvorbereitungsjahr) zielen 
darauf ab, eine den allgemeinen Schulen entsprechende Bildung zu vermitteln, weil Kinder mit sonder­
pädagogischem Förderbedarf in den gleichen Lebenszusammenhängen stehen wie alle anderen Kinder. 
Allerdings beinhalten diese Lehrpläne spezifische sonderpädagogische Aspekte inhaltlicher und metho­
disch-didaktischer Art, die auf die jeweilige Behinderung Rücksicht nehmen. Die gleiche Aufgabenstel­
lung ergibt sich auch beim gemeinsamen Unterricht behinderter und nichtbehinderter Kinder. Die Unter­
richtsziele der Polytechnischen Schule sind anzustreben (im entsprechenden Ausmaß und in entsprechen­
der Intention findet auch der Lehrplan der Polytechnischen Schule Anwendung). 

Zu Z 10 (§ 36): 

Die Ergänzung der vier Formen der allgemeinbildenden höheren Schulen mit einer Definition der spezifi­
schen Bildungsinhalte gibt dem Grunde nach jene Überlegungen wieder, die bereits im Schulgesetzwerk 
1962 die jeweiligen Formen der allgemeinbildenden höheren Schulen bestimmt haben. Tatsächlich sind 
aber erst in den schulorganisationsgesetzlichen Lehrplanbestimmungen (§ 39) durch ungemein kasuisti­
sche Aufzählungen und Zuordnungen der Pflichtgegenstände zu den einzelnen Formen und Schulstufen 
die Begriffe Gymnasium, Realgymnasium etc. inhaltlich bestimmt worden. Dies führte gleichsam 
zwangsläufig dazu, dass dem die Lehrplanverordnung erlassenden Bundesminister nur ein äußerst enger 
Rahmen für die Gestaltung der Lehrpläne der allgemeinbildenden höheren Schulen eingeräumt ist. Auf 
der Grundlage einer solchen Gesetzeskonzeption ist einerseits die Realisierung einer schulautonomen 
Lehrplangestaltung und andererseits auch eine formenspezifische Schwerpunktsetzung nur begrenzt 
möglich. Durch die oben vorgenommene Fonnendefinition der allgemeinbildenden höheren Schulen soll 
der Grundstein für eine autonome und damit flexiblere Stundentafel gelegt werden. 
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Zu Z 11 (§ 39 Abs. 1): 

Die vorgesehene Fassung des § 39 berücksichtigt zum einen die in den Erläuterungen zu § 36 vorge­
brachte Kritik und ermöglicht aber zum anderen in Hinkunft eine sehr flexible Gestaltung im Rahmen der 
Ennächtigung (§ 6) schuJautonome Lehrpläne zu erlassen; gerade der mit der Wendung .,ferner" einge­
leitete letzte Halbsatz entspricht den für das berufsbildende Schulwesen geltenden gesetzlichen Lehrplan­
grundlagen (§§ 47 Abs. 1 lit.b, 55a Abs. 1, 58 Abs. 4, 60 Abs. 2, 62 Abs. 3, 63 Abs. 4, 68a Abs. 1, 72 
Abs. 4, 73 Abs. 2, 74 Abs. 2, 76 Abs. 2 und 77 Abs. 2). Unter Bedachtnahme auf die jeweiligen spezifi­
schen Bildungsinhalte der jeweiligen SchuIform der allgemeinbildenden höheren Schulen soll nun im 
Wege einer generalisierenden Umschreibung die Anzahl der Pflichtgegenstände im Lehrplan in welchen 
Schulstufen und mit welchem Stundenausmaß) vorgenommen werden können Damit wird eine größt­
mögliche Flexibilität und gleichzeitig die Beibehaltung jener Pflichtgegenstände (Lebende Fremdsprache, 
klassische Sprachen, naturwissenschaftliche Gegenstände etc.) gesichert werden, die die Besonderheit der 
einzelnen Formen kennzeichnet. 

Die Langformen der allgemeinbildenden höheren Schulen unter Beibehaltung der drei Formen (Gymnasi­
UlIl, Realgymnasium, Wirtschaftskundliches Realgymnasium) sowie die Oberstufenformen bleiben somit 
erhalten. Dennoch ist durch diese neue gesetzliche Grundlage gewährleistet über einen unverzichtbaren 
Kernbereich hinaus einen autonomen Freiraum für eine flexible Schwerpunktsetzung zu schaffen; dies hat 
durch die Lehrplanverordnung zu geschehen Dafür können folgende Überlegungen maßgebend sein: 
über den stundenmäßig vorgegebenen Kembereich der einzelnen Schulformen können Stundenkontin­
gente für einen schulautonomen Bereich (für schulspezifische und regionale Schwerpunktsetzungen, 
allenfalls auch fiir die Ausweitung des Kerns) und für einen schülerautonomen Bereich (Wahlpflichtge­
genstände ) in der Lehrplanverordnung vorgesehen werden. 

Modellhaft könnte folgende Aufteilung der Gesamtwochenstunden auf den autonomen Bereich und den 
Kembereich vorgesehen werden: 

Wirtsc~ Oberstufen- Oberstufen-

Gymna- Realgym- kundlicbes realgymna- realgymnasi-

sium nasium Realgym- siumDG/nw um Inst./BE 
nasium 

Gesamtwocbenstundenzabl 138 138 138 138 138 

schülerautonom (mindestens) 6 6 6 6 6 

schuJautonom (höchstens) 14 18 18 15 13 

Summe autonomer Bereich 20 24 24 21 19 

Kembereich 118 114 114 117 119 

Weiters ist zu bedenken, dass die derzeitigen SchuIformen (Gymnasium, Realgymnasium, Wirtschafts­
kundliches Realgymnasium und Oberstufenrealgymnasium) an sich schon eine Schwerpunktsetzung dar­
stellen. Der oben angefiihrte schüler- und schuJautonome Bereich ermöglicht in Hinkunft entweder eine 
Erweiterung des Kembereichs dieser Formen oder eine ergänzende Schwerpunktsetzung. Ein ergänzender 
Schwerpunkt sollte erst dann vorliegen, wenn mindestens acht Wochenstunden aus einem der nachste­
hend angeführten Schwerpunktbereiche dafiir verwendet werden 

• Fremdsprachen 

• Mathematik. Naturwissenschaften 

• Humanistischer Schwerpunkt 

• Informations- und Kommunikationstechnologie 

• Ökologie 

• Wirtschaft 
• Musisch-kreativer Schwerpunkt 

• Sport 
In diesem Zusammenhang ist anzumerken, dass die schulautonomen Lehrpläne für die Oberstufe mit 1. 
September 2004 aufsteigend in Kraft treten sollten; davor sind sie jedoch einem allgemeinen Begutach­
tungsverfahren zu unterziehen. 
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Zu Z 12 (§ 39 Abs. 2): 

Die Neufonnulierung der gesetzlichen Gnmdlagen fiir den Lehrplan der allgemeinbildenden höheren 
Schulen erfordert zweifellos die ausdrückliche Festlegung der Wahlpflichtgegenstände im Schulorganisa­
tionsgesetz. In Entsprechung der geltenden Rechtslage soll dadurch sichergestellt werden. dass im Lehr­
plan jedenfalls dieses schülerautonome Angebot vorgesehen werden muss. Gleichzeitig räumt aber die 
neue Formulierung auch in diesem Bereich eine größere Flexibilität fiir die Erstellung schulautonomer 
Stundentafeln ein. 

Zu Z 13 und 14: 

Aufgrund der Neukonzeption des § 39 ist die Umbenennung der Absatzbezeichmmgen und des Klam­
merausdruckes erforderlich. 

Zu Z 15 und 16: 

Bewegung und Sport 

Mit der Verfassungsbestimrnung der Ziffer 15 sollen in allen Rechtsvorschriften des Bundes sowie in den 
Landesausfiihrungsvorschriften die Unterrichtsgegenstandsbezeichnungen ,,Leibesübungen" und ,,Leibes­
erziehung" in allen ihren grammatikalischen Formen durch die Unterrichtsgegenstandsbezeichnung ,,Be­
wegung und Sport" in der jeweils entsprechenden granunatikalischen Form ersetzt werden. Der Grund für 
diese Umbenennung liegt zunächst darin, dass der Begriff ,,Leibesübungen" als Ausfluss der Übersetzung 
des Lateinischen "exercitia corporis" als Sammelbegriff für die Gebiete des Turnens, des Sports, des 
Spiels und der Gymnastik heute durch den Begriff "Sport" abgelöst worden ist und somit die derzeitige 
Benennung des Faches einen veralteten Begriff aufweist. 

Daruberhinaus soll mit der neuen Gegenstandsbezeichnung ein Zeichen der Wirkung des Gegenstandes 
auch über die Schule und die Schulzeit hinaus gesetzt werden. 

Der Begriff "Sport" soll deshalb in der Bezeichnung des Unterrichtsgegenstandes vorkommen, da der 
Sport ein wesentlicher Bestandteil unserer Kultur ist und daher eine praktische und theoretische Ausein­
andersetzung im schulischen Bildungsprozess wichtig erscheint. 

Der Begriff "Sport" ist jedoch zu eng, um alle modemen Entwicklungen im Rahmen der Bewegungskul­
tur zu umfassen. Da die Bewegung im Alltag und der Sport in der Schule und Freizeit wesentliche Ele­
mente des Miteinander in der Ausbildung unserer Kinder und Jugendlichen darstellen und eine zu enge 
Auslegung des Begriffes Sport im Sinne von Leistungs- und Wettkampfsport hintangehalten werden soll, 
erscheint die Bezeichnung "Bewegung und Sport" als eine alle Formen der Bewegungskultur (z.B. Bewe­
gungsgestaltung, Haltungsgymnastik, Körpererfahrung, ... ) wnfussender Begriff zweckmäßig. 

Mit der Änderung der Gegenstandsbezeichnungen ist keine Änderung der Aufgaben der Lehrer verbun­
den. 

Förderscbule 

Zu den wesentlichsten Zielsetzungen sonderpädagogischer Förderung gehört es, die Benachteiligungen, 
die mit physischen oder psychischen Behinderungen veIbunden sind, auszugleichen. Aus der Vorurteils­
forschung ist bekannt, dass der Begriff der Sonderschule teilweise auch als diskriminierend erlebt wird. 
Die sonderpädagogische Förderung und die Per5Önlichkeitsentwicklung der Schüler und Schülerinnen 
werden durch diese sozialpsychologischen Phänomene beeinträchtigt. Aus diesem Grund hat es auch 
bereits mehrfach Vorschläge von Eltemgruppen und Elternvereinen gegeben, Namensänderungen vorzu­
nehmen. Zuletzt wurde 1999 eine Befragung der Bevölkerung hinsichtlich der Akzeptanz einzelner Be­
zeichnungen vorgenommen, bei der die Bezeichnung ,,Förderschule" die weitaus größte Zustimmung 
erhielt. 

In pädagogischer Hinsicht ist festzustellen. dass das oberste Ziel sonderpädagogischen Bemühungen in 
einer bestmöglichen Förderung beeinträchtigter Schüler und Schülerinnen besteht. Daraus leitet sich ab, 
dass der Förderungsgedanke und der Förderungsaufuag im Mittelpunkt stehen, sodass die Bezeichnung 
Förderschule das pädagogische Anliegen gut ausdrückt. Dessen ungeachtet sollen jene Bezeichnungen. 
die den Begriff der Sonderpädagogik enthalten. unverändert bleiben. weil es nicht um einen Ersatz der 
Sonderpädagogik durch eine ,,Förderpädagogik" geht und diese pädagogische Disziplin aus der Systema­
tik der Erziehungswissenschaften heraus weiterhin erhalten bleiben muss. 

Zu Z 17 (§ 130 Abs. 2): 

Das Schulorganisationsgesetz definiert in abschließender Weise die bundesgesetzlieh vorgesehenen Be­
zeichnungen der einzelnen Schularten: z.B. Volksschule, Hauptschule, Gymnasium, Realgymnasium, 
Handelsschule, Handelsakademie usw .. Durch diese gesetzlich geregelte Bezeichnung, die auf den diver­
sen Amtsschriften der Schule und vor allem auch in den Zeugnisurkunden aufscheint, wird die besondere 
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Aufgabe und das Bildungsziel der betreffenden Schularten zum Ausdruck gebracht. Eigennamen ähnliche 
Bezeichnungen, wie etwa "Akademisches Gymnasium", "Technologisches Gewerbemuseum" sind eben­
falls zulässig. 

Auf vielfachen Wunsch mancher Schulpartner wurden gerade in letzter Zeit manchen Schulen Eigenna­
men berühmter Persönlichkeiten beigegeben, z.B. "Sigmund-Freud-Gymnasimn" etc .. Zu dieser Vorge­
hensweise ist festzustellen, dass das Hinzufügen von Eigennamen an sich über das pädagogische Profil 
einer Schule keine Aussage trifft. 

Andererseits arbeiten viele Schulen an Schulprogrammen und zeigen immer mehr das Bedürfnis zusätz­
lich zu den oben erwähnten gesetzlichen Schulartbezeichnungen Zusätze anzufuhren, die in besonderer 
Weise das pädagogische Profil, z.B. ,Jnformatikhauptschule" etc., zum Ausdruck bringen. 

Durch die vorgesehene Regelung soll eine gesetzliche Grundlage geschaffen werden den schulautonomen 
Schwerpunkt durch Hinzufügen der Zusatzbezeichnung zum Ausdruck zu bringen Die konkrete Festle­
gung einer solchen Bezeichnung liegt aber nicht im autonomen Dispositionsbereich der Schule sondern 
vielmehr beim zuständigen Organ der Schulverwaltung. 

Zu Z 18 (§ 131 Abs. 17): 

§ 131 regelt in einem neuen Abs. 17 das In- und Außerkrafttreten dieser Novelle. So soll die Überführung 
der Integration in die Polytechnische Schule mit 1. September 2003 umgesetzt werden können. Das In­
krafttreten der erforderlichen Ausfiihrungsbestimmungen mit 1. September 2003 erfordert das vorange­
hende Inkrafttreten der Grundsatzbestimmungen gegenüber den Ländern mit 1. Jänner 2003. Die neuge­
fasste Definition der Formen der allgemein bildenden höheren Schulen und die gesetzlichen Lehrplan­
grundlagen sollen mit 1. September 2004 in Kraft treten, wobei die für die Oberstufenautonomie erfor­
derliche Lehrplannovelle zwar vor diesem Zeitpunkt erlassen werden kann aber mit 1. September 2004 in 
Kraft treten soll. 

Zu Z 19 (§ 131a): 

Dadurch, dass der vorliegende Entwurf die Schulversuche zur Integration von Kindern mit sonderpäd­
agogischem Förderbedarf im gesamten Pflichtschulbereich in das Regelschulwesen überführt. kann die 
entsprechende Schulversuchsbestimmung, die materiell ohnedies nicht mehr Anwendung findet, ersatzlos 
entfallen. Es handelt sich hiebei um eine formell-rechtliche Außerkraftsetzung im Sinne der gebotenen 
Rechtsklarheit. 

331/ME XXI. GP - Entwurf (gescanntes Original)16 von 22

www.parlament.gv.at



Textgegenüberstellung 
Geltende Fassung 

§ 16. Lehrplan der Hauptschule 

(I) Im Leluplan (§ 6) der Hauptschule sind vorzusehen: 
I. als Pflichtgegenstände: Religion, Deutsch, Lebende Fremdsprache, Geschichte 

und SozialkWlde, Geographie Wld WirtschaftskWlde, Mathematik, Geometri­
sches Zeichnen, Biologie und Umweltkunde, Physik und Chemie, Musiker7je­
hung, Bildnerische ErziehWlg, Teclmisches Werken, Textiles Werken, Emährung 
und Haushalt, Leibesübungen; 

(3) Im Leluplan ist als Wlverbindliche Übung Einführung in die Informatik vorzuse­
hen. 

§ 18. (I) Wld (2) ... 

(3) Die Schiller jeder Schulstufe sind in den Pflichtgegenständen Deutsch, Lebende 
Fremdsprache Wld Mathematik entsprechend der Einstufung in LeistWlgsgruppen nach 
Möglichkeit in Schülergruppen zusammenzufassen. Die Zusammenfassung in Schüler­
gruppen kann bei einem gemeinsamen Unterricht von Schülern mit Wld Schillem olme 
sonderpädagogischem Förderbedarf entfallen. 

§ 28. (1) bis (3) ... 

§ 29. (1) ... 

(2) Für körperbehinderte Wld sirmesbehinderte Schiller hat die Schulbehörde erster 
Instanz Wller Bedachtnalune auf die Behinderung und die FördefWlgsmöglichkeiten so­
wie die grundSätzliche Erfiillung der Aufgabe der Polytechnischen Schule (§ 28) Abwei­
chWlgen vom Lehrplan festzulegen. 

Vorgeschlagene Fassung 

§ 16. Lehrplan der Hauptschule 

(1) Im Lehrplan (§ 6) der Hauptschule sind vorzusehen: 
1. als Pflichtgegenstände: Religion, Deutsch, Lebende Fremdsprache, Geschichte 

und SozialkWlde, Geographie Wld WirtschaftskWlde, Mathelnatik, Geometri­
sches Zeichnen, Biologie und Umweltkunde, Physik und Chemie, Informations­
und KommWlikationstechnologie, MusikerziehWlg, Bildnerische ErziehWlg, 
Technisches Werken, Textiles Werken, Ernährung Wld Haushalt, Leibesübungen; 

§ 18. (I) Wld (2) ... 

(3) Die Schiller jeder Schulstufe sind in den Pflichtgegenständen Deutsch, Lebende 
Fremdsprache und Mathematik entsprechend der Einstufung in LeistWlgsgruppen nach 
Möglichkeit in Schülergruppen zusammenzufassen. Die Landesgesetzgebung karm ande­
re Fonnen der Differenzierung Wller Bedachtnalune auf LeistWlgsgruppen vorsehen; 
sofern die EntscheidWlg über die Fonn der DifferenziefWlg nach LeistWlgsgruppen an die 
Schule übertragen wird, ist die Zuständigkeit des Schulforums festzulegen. Die Zusam­
menfassWlg in Schillergruppen karm bei einem gemeinsamen Unterricht von Schillern mit 
und Schülern ohne sonderpädagogischem Förderbedarf entfallen. 

§ 28. (I) bis (3) ... 

(4) Unter BeachtWlg des Prinzips der sozialen Integration ist Schillern mit sonder­
pädagogischem Förderbedarf eine 'der Aufgabe der Förderschule entsprechende Bildung 
zu vennitteln, wobei entsprechend den LemvoraussetZWlgen des Schillers die Unter­
richtsziele in der Polytechnischen Schule anzustreben sind. 

§ 29. (1) ... 

(2) Für Schiller mit sonderpädagogischem Förderbedarf findet der Leluplan der Po­
lytechnischen Schule insoweit AnwendWlg, als erwartet werden karm, dass olme Über­
fordefWlg die BildWlgs- Wld Lehraufgabe des betreffenden Unterrichtsgegenstandes 
gfWldsätzlich erreicht wird; im Übrigen findet der der BehindefWlg entsprechende lehr­
plan der Förderschule AnwendWlg. Für körperbehinderte Wld sinnesbehinderte Schüler 
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Textgegenüberstelluilg 
Geltende Fassung 

§ 30. Aufbau der Polyteclmischen Schule 
(1) und (2) ... 

(3) Die Schüler mehrerer Klassen sind in den Pflichtgegenständen Deutsch, Lebende 
Fremdsprache und Mathematik entsprechend der Einstufung in Leistungsgruppen nach 
Möglichkeit in Schülergruppen zusammenzufassen. 

§ 32. Lehrer 
(I) Der Unterricht in den Klassen der Polyteclmischen Schu1e ist durch Fachlehrer 

zu erteilen. 

§ 33. Klassenschülelzahl Die Klassenschülerzahl an der Polytechnischen Schule darf 
30 nicht übersteigen und soll 20 nicht unterschreiten; sofern hievon aus besonderen 
Gründen (zB zur Erhaltung von Schulstandorten) ein Abweichen erforderlich ist, hat 
darüber die nach dem Ausführungsgesetz zuständige Behörde nach Anhörung des Sclm­
lerhalters, des Bezirksschulrates und des Landesschulrates zu entscheiden. Für Polytech­
nische Schulen, die einer Sonderschule angeschlossen sind, gelten die im § 27 genannten 
Klassenschülerzahlen entsprechend der Behinderungsart. 

Vorgeschlagene Fassung 
hat die Schulbehörde erster Instanz unter Bedachblalune auf die Behinderung und die 
Förderungsmöglichkeiten sowie die grundsätzliche Erfüllung der Aufgabe der Polytech­
nischen Schule (§ 28) Abweichungen vom Lehrplan festzulegen. 

§ 30. Aufbau der Polyteclmischen Schule 
(1) und (2) ... 

(3) Die Schüler mehrerer Klassen sind in den Pflichtgegenständen Deutsch, Lebende 
Fremdsprache und Mathematik entsprechend der Einstufung in Leistungsgruppen nach 
Möglichkeit in Schülergruppen zusammenzufassen. Die Zusammenfassung in Schüler­
gruppen kann bei einem gemeinsamen Unterricht von Schülern mit und Schülern ohne 
sonderpädagogischem Förderbedarf entfallen. 

(3a) Zur Ermöglichung eines zeitweisen gemeinsamen Unterrichtes von nicht behin­
derten Schülern und Schülern mit sonderpädagogischem Förderbedarf können zeitweise 
Klassen der Polytechnischen Schu1e und Förderschu1klassen gemeinsam gefiihrt werden. 

§ 32. Leltrer 

(I) Der Unterricht in den Klassen der Polyteclmischen Schule ist durch Fachleltrer 
zu erteilen. Für den Unterricht von Schülern mit sonderpädagogischem Förderbedarf sind 
entsprechend ausgebildete Lehrer zusätzlich einzusetzen; für einzelne Unterrichtsgegen­
stände dürfen mit iltrcr Zustinunung auch Lehrer eingesetzt werden, die keine besondere 
Ausbildung zur sonderpädagogischen Förderung besitzen. 

§ 33. Klassenschülerzahl Die Klassenschülerzahl an der Polyteclmischen Schule darf 
30 nicht übersteigen und soll 20· nicht unterschreiten; sofern hievon aus besonderen 
Gründen (zB zur Erhaltung von Schulstandorten) ein Abweichen erforderlich ist, hat 
darüber die nach dem Ausführungsgesetz zuständige Behörde nach Anhörung des Schu­
lerhalters, des Bezirksschulrates und des Landesschulrates zu entscheiden. Für Polytech­
nische Schulen, die einer Sonderschule angeschlossen sind, gelten die im § 27 genannten 
Klassenschülerzahlen entsprechend der Behinderungsart. Die Ausfiihrungsgesetzgebung 
hat zu bestimmen, unter welchen Voraussetzungen und in welchem Ausmaß die Klassen­
schülerhöchstzahl fiir Klassen, in denen sich Schüler lnit sonderpädagogischem Förder­
bedarf befinden, niedriger als 30 ist. Dabei ist auf die Anzahl der Schüler mit sonderpäd­
agogischem Förderbedarf, die Art und das Ausmaß der Behinderung sowie das Ausmaß 
des zusätzlichen Lehrereinsatzes Rücksicht zu nehmen. 
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TextgegenUberstellung 
Geltende Fassung 

§ 36. Folgende Fonnen der allgemeinbildenden höheren Schulen - abgesehen von 
den Sonderformen (§ 37) - kommen in Betracht 

1. mit Unter- und Oberstufe: 
a) das Gymnasium, 
b) das Realgymnasium, 
c) das Wirtschaftskundliehe Realgymnasium; 

2. nur mit Oberstufe: das Oberstufenrealgymnasiwn. 

§ 39. Lehrplan der allgemeinbildenden höheren Schulen 

(1) Im Lehrplan (§ 6) der im § 36 genannten Fonnen der allgemeinbildenden höhe­
ren Schulen sind als Pflichtgegenstände vorzusehen: 

1. in allen Fonnen: Religion, Deutsch, eine lebende Fremdsprache, Geschichte und 
Sozialkunde (bis einschließlich 6. Klasse), Geschichte und Politische Bildung (in 
der 7. und 8. Klasse), Geographie und Wirtschaftskunde, MaUlematik, Biologie 
und Umweltkunde, Physik, Chemie, Psychologie und Philosophie (in der Ober­
stufe), Infonnatik (in der Oberstufe), Musikerziehung, Bildnerische Erziehung, 
TeclUlisches Werken, Textiles Werken (in der 1. und 2. Klasse), Leibesübungen; 

2. in den folgenden Formen überdies: 
a) im Gymnasium: Latein (3. bis 8. Klasse), alternativ Griechisch oder eine 

zweite lebende Fremdsprache (5. bis 8. Klasse); 
b) im Realgymnasium: alternativ Latein oder eine zweite lebende Fremdsprache 

(5. bis 8. Klasse; Latein alternativ auch aufbauend auf Latein der 3. und 4. 
Klasse des Gymnasiwns), Geometrisches Zeichnen (in der Unterstufe), alter­
nativ Darstellende Geometrie oder ein ergänzender Unterricht in den Unter­
richtsgegenständen Biologie und Umweltkunde, Physik sowie Chemie, alter­
nativ Technisches Werken und Textiles Werken (3. und 4. Klasse); 

c) im Wirtschaftskundlichen Realgymnasium: alternativ Latein oder eine zweite 
lebende Fremdsprache (5. bis 8. Klasse), Haushaltsökonomie und Ernährung, 
ein ergänzender Unterricht in Geographie und Wirtschaftskunde, Biologie und 
Umweltkunde sowie Psychologie und Philosophie (einschließlich Praktikum), 
alternativ Technisches Werken und Textiles Werken (3. und 4. Klasse ); 

Vorgeschlagene Fassung 

§ 36. Folgende Fonnen der allgemein bildenden höheren Schulen - abgesehen von 
den Sonderformen (§ 37) - kommen in Betracht: 

1. mit Unter- und Oberstufe: 
a) das Gymnasium mit spezifisch sprachlich-geisteswissenschaftlichen und Im­

maoistischen Bildungsinhalten, 
b) das Realgymnasium mit spezifisch naturwissenschaftlich-maUlematisch und 

sprachlich-kreativen Bildungsinhalten, 
c) das Wirtschaftskundliche Realgymnasium mit spezifisch ökonomisch­

lebenskundlichen (einschließlich fachpraktischen) und sprachlich-kreativen 
Bildungsinhalten; 

2. nur mit Oberstufe: das Oberstufenrealgyllmasium mit spezifisch sprachlichen, 
naturwissenschaftlichen und musisch-kreativen Bildungsinhalten. 

§ 39. Lehrplan der allgemeinbildenden höheren Schulen 

(1) In den Lehrplänen (§ 6) der allgemein bildenden höheren Schulen sind als 
Pflichtgegenstände vorzusehen: Religion, Deutsch, eine lebende Fremdsprache, Latein 
(jedenfalls im Gymnasium), eine weitere Fremdsprache, Geschichte und Sozialkunde, 
Geschichte und Politische Bildung, Geografie und Wirtschaftskunde, Mathematik, Biolo­
gie und Umweltkunde, Physik, Chemie, Psychologie und Philosophie, Infonnations- und 
Kommunikationsteclmologie, Musikerziehung, Bildnerische Erziehung, Teclmisches 
Werken, Textiles Werken, Bewegung und Sport, ferner die für die einzelnen Formen der 
allgemein bildenden höheren Schulen im Hinblick auf deren spezifische BildungsinhaIte 
(§ 36) erforderlichen Pflichtgegenstände. 
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T extgegenü berstellung 
Geltende Fassung 

d) im Oberstufenrealgymnasimn: alternativ Latein oder eine zweite lebende 
Fremdsprache (5. bis 8. Klasse) sowie alternativ Instrmnentalunterricht oder 
Bildnerisches Gestalten und Werkerziehung oder Darstellende Geometrie oder 
ein ergänzender Unterricht in den Unterrichtsgegenständen Biologie und 
Umweltkunde, Physik sowie Chemie; 

3. in allen Formen in der Oberstufe in der 6. bis. 8. Klasse überdies alternative 
Pflichtgegenstände als Wahlpflichtgegenstände in einem solchen Stundenaus­
maß, daß unter Einbeziehung der sonstigen Pflichtgegenstände gemäß Z 1 und 2 
das Gesamtstundenausmaß der Pflichtgegenstände in der Oberstufe für alle 
Schüler gleich ist; als Waltlpflichtgegenstände kommen in Betracht: 
a) weitere Fremdsprachen (Kurzkurse), Darstellende Geometrie (soweit nicht 

bereits gemäß Z 2 vorgesehen), Infonnatik, Musikeuiehung bzw. Bildneri­
sche Erziehung (soweit einer dieser Pflichtgegenstände in der betreffenden 
Klasse nicht bereits gemäß Z 1 zu besuchen ist), am Wirtschaftskundlichen 
Realgymnasium überdies Ernälrrung und Haushalt (Praktikum), 

b) Waltlpflichtgegenstände zur Vertiefung und Enveiterung des Bildungsinhaltes 
von für die betreffende Oberstufenform in Z 1 und 2 vorgesehenen Pflichtge­
genständen, ausgenommen Leibesübungen und gemäß Ht. a gewältlte Waltl­
pflichtgegenstände. 

(2) Eine unterschiedliche Gestaltung der Lehrpläne der Unterstufe der allgemeinbil­
denden höheren Schulen und der Hauptschule darf den Übertritt von Hauptschülern in die 
allgemeinbildende höhere Schule (§ 40 Abs. 2 und 3) nicht erschweren; § 16 Abs. 2 
zweiter Satz ist anzuwenden. 

(la) .. . 

(2) .. . 

(3) .. . 

(4) Die Lehrpläne der Sonderfonnen (§ 37) haben sich unter Bedachtnahme auf die 
besonderen Aufgaben dieser Schulen im wesentlichen nach den Lehrplänen der entspre­
chenden im § 36 genannten Formen zu richten, wobei das Angebot von Wahlpflichtge­
genständen (Abs. I Z 3) entfallen kann; bei Entfall von Wahlpflichtgegenständen können 
entsprechende Freigegenstände gefiihrt werden. 

(5) ... 

§ 130. Durch die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes über die BezeicImung von 

Vorgeschlagene Fassung 

(2) In den Lehrplänen aller Fonnen der Oberstufe sind in der 6. bis 8. Klasse Wahl­
pflichtgegenstände als alternative Pflichtgegenstände in einen solchen Stundenausrnaß 
vorzusehen, dass unter Einbeziehung der sonstigen Pflichtgegenstände das Gesamtstun­
denausmaß der Pflichtgegenstände in der Oberstufe für alle Schüler gleich ist. Die Wahl­
pflichtgegenstände dienen der Ergänzung, Enveiterung oder Vertiefung der im § 36 ange­
fiillften spezifischen Bildungsinhalte der einzelnen Fonnen der allgemein bildenden höhe­
ren Schulen. 

(3) .. . 

(4) .. . 

(5) .. . 

(6) Die Lelrrpläne der Sonderfonnen (§ 37) haben sich unter Bedachtnahme auf die 
besonderen Aufgaben dieser Schulen im wesentlichen nach den Lehrplänen der entspre­
chenden im § 36 genannten Formen zu richten, wobei das Angebot von Wahlpflichtge­
genständen (Abs. 2) entfallen kann; bei Entfall von Wahlpflichtgegenständen können 
entsprechende Freigegenstände gefülm werden. 

(7) ... 

§ 130. (I) Durch die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes über die Bezeichnung 
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Textgegenüberstellung 
Geltende Fassung 

Schulen werden eigennamenälmliche Bezeichnungen einzelner Schulen nicht berührt. 

§ 131. (1) bis (16) ... 

Schulversuche zum gemeinsamen Unterricht behinderter und nicht behinderter 
Kinder 

§ 131a. (I) Für die Erprobung von Maßnahmen zur Ennöglichung des gemeinsamen 
Untenichtes behinderter Kinder und nicht behinderter Kinder in Schulklassen können bis 
einschließlich zur 8. Schulstufe sowie in der Polytechnischen Schule Schulversuche 
durchgeführt werden. 

(2) Innerhalb der Versuchsklassen können Lehrpläne verschiedener Schularten oder 
Schulstufen Anwendung finden, wobei der für das Kind gewählte Lehrplan insoweit in 
der Schulnachricht (§ 19 Abs. 2 des Schulunterrichtsgesetzes, BGBI. Nr. 472/1986, in 

Vorgeschlagene Fassung 
von Schulen werden eigennamenälmlichc Bezeichnungen einzelner Schulen nicht berührt. 

(2) Weiters können Schulen mit schulautonomen Schwerpunkten eine auf die 
schulautonome Schwerpunktsctzung hinweisende Zusatzbezeichnung führen. 

§ 131. (1) bis (16) ... 

(17) Die nachstehenden Bestimmungen dieses Bundesgesetzes in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBI. Nr. xxxl2002 treten wie folgt in bzw. außer Kraft: 

1. § 28 Abs. 4, § 29 Abs. 2, § 130 Abs. 2 treten mit 1. September 2003 in Kraft, 
2. § 16 Abs. 1 Z I, § 36, § 39 Abs. 1 und 2, die Umbenennung der Absätze la bis 5 

des § 39 und § 39 Abs. 4 treten mit 1. September 2004 in Kraft, 
3. (Verfassungsbestimmung) die Verfassungsbestimmungen betreffend die Umbe­

nennung der Unterrichtsgegenstandsbezeichnungen "Leibesübungen" und "Lei­
beserziehung" in "Bewegung und Sport" und der Schulartbezeiclmung "Sonder­
schule" in "Förderschule" treten mit 1. September 2003 in Kraft, 

4. § 131a (ausgenommen Abs.4) tritt mit Ablauf des Tages der Kundmachung 
außer Kraft, 

5. § 16 Abs. 3 tritt mit 1. September 2004 außer Kraft, 
6. die Grundsatzbestimmungen des § 18 Abs. 3. § 30 Abs. 3 und 3a, § 32 Abs. 1 

und § 33 treten gegenüber den Ländern mit 1. Jänner 2003 in Kraft; die Ausfüh­
rungsbestimmungen sind mit 1. September 2003 in Kraft zu setzen, 

7. die Grundsatzbestimmung des § 131a Abs.4 tritt mit Ablauf des Tages der 
Kundmachung außer Kraft. 

Verordnungen auf Grund der in Z 2 genannten Bestilwnungen können bereits von 
dem der Kundmachung des genannten Bundesgesetzes im Bundesgesetzblatt folgenden 
Tag erlassen werden; sie dürfen frühestens mit 1. September 2004 in Kraft gesetzt wer­
den. 
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Textgegenüberstellung 
Geltende Fassung 

seiner jeweils geltenden Fassung) sowie im Jahreszeugnis und im Jahres- und Abschluß­
zeugnis und in der Schulbesuchsbestätigung (§ 22 des SchuJunterrichtsgesetzes) zu ver­
merken ist, als dieser vom Lehrplan jener Schule an der der Schulversuch geführt wird, 
abweicht. 

(3) Zur Berücksichtigung der unterschiedlichen Lemvoraussetzungen sind Unter­
richtsformen und Differenzierungsmaßnahmen zu erproben, die ein größtmögliches Aus­
maß an gemeinsamen Lernprozessen ennöglichen. Hiebei ist bei Bedarf ein zusätzlicher, 
sonderpädagogisch qualifizierter Lehrer heranzuziehen. 

(4) (Gmndsatzbestimmung) Für Pflichtschulen gilt der letzte Satz des Abs. 3 als 
Grundsatzbestimmung. 

(5) Schulversuche im Sinne des Abs. 1 dürfen in nicht mehr Klassen durchgeführt 
werden, als 20% der Sonderschulklassen des betreffenden Bundeslandes im Schuljahr 
1991/92 entspricht. 

(6) Schulversuche im Sinne des Abs. 1 können in den Schuljahren 1988/89 bis 
1992/93 begonnen werden; derartige Schulversuche können an Hauptschulen, der Unter­
stufe allgemeinbildender höherer Schulen und Polytechnischen Schulen auch nach dieser 
Frist begonnen werden, wenn dies für die AufnaIune behinderter schulpflichtiger Kinder, 
die bisher im Ralunen von Schulversuchen im Sinne des Abs. 1 unterrichtet wurden, 
erforderlich ist. Diese Schulversuche sind je nach der Zahl der in Betracht kommenden 
Schulstufen auslaufend abzuschließen. 

(7) Für Schulversuche im Sinne des Abs. I ist § 7 Abs. I bis 5 und 6 anzuwenden. 
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